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Die Krisen der vergangenen Jahre
wie zum Beispiel die Corona-
Pandemie, der Ukraine-Krieg, die
Klimakrise und das erneute Auf-
flammen des Nahostkonflikts lassen
bestehende antidemokratische
Tendenzen in der deutschen Gesell-
schaft offen erkennen (Dannemann
2024). Das Vertrauen darin, dass die
Demokratie mit diesen Krisen um-
gehen kann, scheint zu schrumpfen,
während Anfeindungen der Demo-
kratie in Form von antidemokra-
tischen Positionen und Einstellungen
vermehrt sicht- und hörbar werden. 

Der politischen Bildung als Schul-
und Unterrichtsprinzip und als
Schulfach kommt in diesen Zeiten
multikomplexer Krisen eine zentrale
Rolle zu, denn sie fokussiert das Ziel
politischer Mündigkeit und damit
auch auf die Fähigkeit, regionale
und globale Problemlagen zu fas-
sen, kritisch zu reflektieren und
handlungsfähig zu werden. Auch
jenseits von Krisen gewährleistet
das Fach Politische Bildung eine für
Demokratie notwendige politikdi-
daktisch strukturierte Auseinander-
setzung mit politischen Fragen und
Problemen sowie deren alltagswelt-

lichen Relevanzen. Sie befähigt
Lernende dazu, gesellschaftliche
Fragen und Probleme verstehen
und beurteilen sowie das Leben in
einer Demokratie mitgestalten zu
können.

Als Daueraufgabe vermag sie
dementsprechend dazu beizutra-
gen, sowohl im schulischen als
auch im außerschulischen Bereich
antidemokratischen Tendenzen,
Vorurteilen, Fehlwissen oder Falsch-
wahrnehmungen vorzubeugen bzw.
diese(s) abzubauen und somit zum
Erhalt der Demokratie beizutragen. 

Die strukturellen und finanziellen
Voraussetzungen für eine gelin-
gende politische Bildung im Land
Brandenburg sind trotz ihrer großen
Relevanz bislang nur unzureichend
gegeben: Die für die politische
Bildung zur Verfügung stehenden
Mittel sind – z.B. im Vergleich mit
unserem Nachbarbundesland
Sachsen – äußerst knapp be-
messen, zudem gibt es weder eine
eigene Anlaufstelle für politische
Bildung noch eine eigene Fach-
aufsicht für das Schulfach Politische
Bildung.



Wir, der Landesverband Branden-
burg der DVPB, fordern vor diesem
Hintergrund eine strukturelle Stär-
kung politischer Bildung im Land
Brandenburg. Diese bedeutet für
uns:

1. Den Ausbau des Unterrichts-
faches Politische Bildung. Wir
streben an, dass das Fach Po-
litische Bildung in der Sekundarstufe
I durchgängig zweistündig unter-
richtet wird – und zwar verpflich-
tend. Zudem forcieren wir die
Etablierung des Unterrichtsfaches
als Pflichtfach in der Sekundarstufe
II. Hierfür ist es unabdinglich, dass in
Brandenburg eine eigene Fachauf-
sicht für das Fach Politische Bildung
eingerichtet wird.

2. Den finanziellen Ausbau der
politischen Bildung. Um fruchtbare
politische Bildung betreiben zu
können, müssen finanzielle Mittel zur
Verfügung stehen. Der direkte Ver-
gleich     zum     Nachbarbundesland 

Berlin zeigt ein deutliches Entwick-
lungspotenzial.

3. Die personelle und sächliche
Stärkung der politischen Bildung in
Schule. Wir erachten die Umstruktu-
rierung des Landesinstituts für
Schule und Medien als Chance, um
einen eigenen Fachbereich bzw.
eigenen Fachperson für politische
Bildung zu etablieren. Auf diesem
Wege kann ein Ausbau von Aus-
und Fortbildungsangeboten im
Sinne von Demokratielernen, demo-
kratischer Schulkultur und Fach-
unterricht erreicht werden.

4. Ebenso die personelle und
sächliche Stärkung der politischen
Jugend- und Erwachsenenbildung.
Politische Bildung beschreibt ein
lebenslanges Lernen. Den Men-
schen in Brandenburg muss es
möglich sein sich einzubringen und
neue Beteiligungsformate sowie
Themen zu erschließen. Politische
Bildung ermöglicht dies.
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